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Klimaklagen sind derzeit in aller Munde. Als Vor-
aussetzung sämtlicher Haftungstatbestände spielt 
das Kausalitätserfordernis dabei eine entscheiden-
de Rolle. Vor dem Hintergrund des Verfahrens des  
peruanischen Bauern Lliuya gegen RWE hinterfragt 
dieser Beitrag zwei zentrale Bedenken zur äquivalen-
ten Kausalität in Klimahaftungsfällen.

I. Einleitung 

Klimaschutz ist schon lange kein ausschließlich 
politisches und gesellschaftliches Thema mehr: 
Durch die sogenannte climate change litigation 
hat die Thematik auch Eingang in die rechtswis-
senschaftliche Praxis und Forschung gefunden. 
Während in der Vergangenheit vor allem gegen 
den Staat geklagt wurde, 1  werden in jüngster Zeit 
auch Versuche unternommen, private Unterneh-
men zur Verantwortung zu ziehen. 2 

Unter dem Stichwort „private Klimaklagen“ wer-
den gemeinhin Klagen zusammengefasst, in  
denen vom Klimawandel betroffene Privatperso-
nen emittierende Unternehmen in Anspruch neh-
men. Zumeist mit Unterstützung von Umweltver-

1	 Vgl. in Deutschland die Entscheidung des BVerfG aus Mai 2021 
zu der Verfassungsbeschwerde gegen das Klimaschutzgesetz, 
BVerfGE 157, 30 ff.
2	 Vgl. die Klage des peruanischen Bauern Lliuya gegen RWE; 
Klageschriften abrufbar unter: https://www.germanwatch.org/
de/14198 (26.11.2022); die Klagen von Greenpeace gegen Volks-
wagen, Klageschriften abrufbar unter: https://www.greenpeace.
de/klimaschutz/mobilitaet/vw-klage-gericht (26.11.2022); die 
Klagen der Deutschen Umwelthilfe gegen BMW, Mercedes-Benz 
und Wintershall Dea, Klageschriften abrufbar unter: https://www.
duh.de/klimaklagen/unternehmensklagen (26.11.2022). Die 
Klage gegen Mercedes Benz wurde am 13.09.2022 durch das 
LG Stuttgart abgewiesen. Die Deutsche Umwelthilfe hat jedoch 
bereits angekündigt, vor dem OLG Stuttgart in Berufung zu gehen, 
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemittei-
lung/deutsche-umwelthilfe-geht-mit-klimaklage-gegen-merce-
des-benz-in-die-naechste-instanz/?no_cache=1 (26.11.2022).
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bänden verlangen Kläger:innen Ersatz für bereits 
eingetretene Schäden 3 oder fordern Schutz vor 
drohenden Beeinträchtigungen. 4 Rechtlich stüt-
zen sich diese Klagen dabei auf bereits bekannte 
Instrumente des Zivilrechts. In Ermangelung ver-
traglicher Beziehungen kommen allein deliktische 
Ansprüche in Betracht. Im Rahmen des Schadens-
ersatzes für bereits eingetretene Schäden können 
Ansprüche auf § 823 I BGB oder § 823 II BGB in 
Verbindung mit einem Schutzgesetz gestützt  
werden. Hinsichtlich einer Beseitigung von dro-
henden Beeinträchtigungen ist § 1004 I BGB rele-
vant.

Unabhängig vom gewählten rechtlichen Instru-
ment stehen Kläger:innen regelmäßig vor dem 
gleichen Hindernis: dem Erfordernis eines Kau-
salzusammenhangs. 5  Der Ausstoß der Emis-
sionen durch die Emittentinnen muss danach 
kausal für einen konkret eingetretenen oder be-
vorstehenden Schaden geworden sein. Zur Ver-
anschaulichung dient die gerade vor dem OLG 
Hamm anhängige Klage des peruanischen Bau-
ern Saúl Ananías Luciano Lliuya gegen den Ener-
giegroßkonzern RWE 6: Lliuya ist Eigentümer 
eines Hauses in Huaraz (Peru), das nahe des Glet-
schersees Parlcachoa liegt. Innerhalb der letzten 
Jahrzehnte ist der Gletscher zunehmend abge-
schmolzen und der Wasserpegel im Gletschersee  
angestiegen. Dies sei auf den Klimawandel  
zurückzuführen, zu dem Europas größte Treib-

3	 Vgl. aus den USA US Supreme Court vom 20.05.2013 – 2013 
WL 798854 – Native Village of Kivalina v Exxon Mobil, Corp und 
Ned Comer v Murhpy.
4	 Vgl. die in Fn. 2 aufgeführten Klagen.
5	 BGH NZM 2019, 893 (896); Wagner, in: MüKo, BGB, 8. Aufl. 
2020, § 823 Rn. 70 ff.
6	 Vgl. LG Essen ZUR 2017, 370 ff.
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hausgasemittentin RWE beigetragen habe. 
Lliuya befürchtet, dass sein Haus in naher  
Zukunft durch eine Flutkatastrophe zerstört wird 
und verlangt daher eine anteilige Kostentragung 
von Schutzmaßnahmen von RWE.

Kommt es nun zu der Frage, ob die Emissionen 
von RWE kausal für diese Flutgefahr in Peru sind, 
bedient sich das deutsche Haftungsrecht einer 
Zweiteilung: Einerseits muss Kausalität im Sin-
ne der Conditio-sine-qua-non-Formel auf fak-
tischer Ebene begründet werden (sog. äquiva-
lente Kausalität). 7  Andererseits muss Kausalität 
im Rahmen der rechtlichen Zurechenbarkeit als 
normative Grenze der Haftung vorliegen (sog. 
Adäquanz). 8

 
Dieses Kausalitätserfordernis halten kritische 
Stimmen in Wissenschaft und Praxis auf beiden 
Ebenen im Rahmen von Klimaklagen derzeit 
teilweise für unerfüllbar. 9  Dieser Beitrag kate-
gorisiert ebendiese Bedenken und Kritik an der 
Begründung von Kausalität im Rahmen von Kli-
maklagen und untersucht diese auf ihre rechtli-
che Begründetheit. Dabei liegt der Fokus allein 
auf dem Erfordernis der äquivalenten Kausalität.
 
II. Naturwissenschaftliche	
Kausalität

Für die Beurteilung der (rechtlichen) äquivalen-
ten Kausalität ist das Verständnis der naturwis-
senschaftlichen Ursachen-Wirkungszusammen-
hänge von Emissionsausstoß, Klimawandel und 
Klimaschäden unerlässlich. 
Der Weg vom Ausstoß von Emissionen hin zu 
einem konkreten Schadensereignis ist durch 
zahlreiche Zwischenschritte gekennzeichnet. 

7	 Köck, Kausalität und Zurechnung im Haftungsrecht – Klassi-
sche und moderne Problemkonstellationen, in: Lübbe (Hg.), Kau-
salität und Zurechnung, 1994, S. 9 (10); Gottwald, Schadenszu-
rechnung und Schadensschätzung, 1979, S. 92.
8	 Ansgar/Staudinger, in: Schulze, BGB, 11. Aufl. 2022, § 823 
BGB Rn. 47 ff.; ausführlich zur adäquaten Kausalität in Klimahaf-
tungsfällen siehe etwa Wagner/Arntz, Liability for Climate Change 
under the German Law of Tort, in: Kahl/Weller (Hg.), Climate 
Change Litigation, 2021, Rn. 48 ff.; Spindler, Kausalität im Zivil- 
und Wirtschaftsrecht, AcP 2008, 283 (285 ff.).
9	 Im Ergebnis Spitzer/Burtscher, Liability for Climate Change: 
Cases, Challenges and Concepts, JETL 2017, 136 (166 ff.); Keller/
Kapoor, Climate Change Litigation – zivilrechtliche Haftung für 
Treibhausgasemissionen, BB 2019, 706 (706 f.); Wagner/Arntz, in: 
Kahl/Weller (Hg.), Clima Change Litigation, Rn. 36 f.

Im Wesentlichen lässt sich dieser Zusammen-
hang jedoch auf zwei Stufen herunterbrechen:  
Zunächst muss der Ausstoß von Emissionen 
zu einer Veränderung des globalen Klimas füh-
ren (1. Kausalstufe). Diese durch den Menschen 
herbeigeführte Veränderung des Klimas müsste 
dann wiederum ursächlich für den Eintritt des 
konkreten schadensstiftenden Ereignisses – wie 
etwa der Flutgefahr – geworden sein (2. Kausal-
stufe).

Grundsätzlich führen alle ausgestoßenen Emis-
sionen zu einer Verdichtung der Treibhausgase 
in der Atmosphäre (Treibhausgaseffekt). 10  Dass 
der Mensch damit die Erwärmung des globalen  
Klimas bedingt, ist wissenschaftlich unbe- 
stritten. 11

  
Auf der zweiten Kausalstufe ergeben sich je-
doch Schwierigkeiten: Extremwetterereignis-
se wie starke Regenfälle oder Hitzewellen tra-
ten schon vor Einsetzen des Klimawandels auf. 12  
Aus naturwissenschaftlicher Perspektive lässt 
sich eine Erhöhung der Temperaturen und In-
tensität durch den Klimawandel nur mit „mitt-
lerem Vertrauen“ nachweisen. 13  Für konkrete 
Extremwetterereignisse ist es daher schwierig 
nachzuweisen, ob genau dieses Ereignis auf den  
menschengemachten Klimawandel zurückzu- 
führen oder nur als Teil der natürlichen Variati-
on des Wetters aufgetreten ist. 14  Anders steht es  
jedoch um sogenannte „slow onset events“: Diese 
sind Klimaereignisse, die sich langsam und über 
einen langen Zeitraum entwickeln, wie etwa die 
Gletscherschmelze oder der Anstieg des Mee-

10 Vertiefende Ausführungen bei Rahmstorf/Schnellnhuber,  
Der Klimawandel, 8. Aufl. 2018, S. 30 ff.
11 Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC),  
The Physical Scientific Basis – Summary for Policymakers. Con-
tribution of Working Group I to the Sixth Assessment, 2021, ab-
rufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/ (26.11.2022), 
A.1.: „It is unequivocal that human influence has warmed the at-
mosphere, ocean and land”.
12   Rahmstorf/Schnellnhuber, Der Klimawandel, 8. Aufl. 2018,  
S. 43.
13	 Der IPCC gibt das Vertrauensniveau unter Verwendung von 
fünf Abstufungen an: sehr gering, gering, mittel, hoch und sehr 
hoch. IPPC, Impacts, Adaptation and Vulnerability – Summary for 
Policymakers, 2021, abrufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/
ar6/wg2/ (26.11.2022), B.1.1.
14	  Vgl. Verheyen/Lührs, Klimaschutz durch Zivilgerichte in den 
USA, ZUR 2009, 129 (136).
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resspiegels. 15  Bei diesen Ereignissen lässt sich, 
zumindest mit „hohem Vertrauen“, ein naturwis-
senschaftlicher Ursachenzusammenhang zum 
anthropogenen Klimawandel herstellen. 16

III. Rechtliche Kausalität – 
gerechtfertigte Bedenken in	
der Praxis und Wissenschaft?

Daran anknüpfend stellt sich die Frage, inwieweit 
diese naturwissenschaftlichen Erkenntnisse eine 
Übersetzung in die tatbestandsmäßige äquiva-
lente Kausalität finden können. Ausgangspunkt 
des deutschen äquivalenten Kausalitätsbegriffs 
ist die Conditio-sine-qua-non-Formel. Danach 
ist Ursache jede Bedingung, die nicht hinwegge-
dacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele. 17  
Entscheidend ist, dass bei ex post Betrachtung 
ein bestimmter Umstand eine notwendige Be-
dingung eines Schadens oder einer Beeinträch-
tigung ist. 18 

Grundsätzlich muss das Vorliegen der adäqua-
ten Kausalität des Vollbeweises nach § 286 
ZPO genügen. 19 Demnach gilt eine Tatsache als  
bewiesen, wenn das Gericht diese nach freier 
Überzeugung für wahr erachtet. 20 Eine von allen 
Zweifeln freie Überzeugung ist dafür allerdings 
nicht erforderlich. Vielmehr soll sich das Gericht 
mit einem für das praktische Leben brauch-
baren Grad von Gewissheit begnügen. 21 In der  
Vergangenheit hat es beispielsweise im Bereich 
des Arzthaftungsrechts – das ebenfalls durch 
unklare Kausalverläufe geprägt ist – zur Über-
zeugung des Gerichts ausgereicht, dass ein Kau-
salzusammenhang nach Aussage eines Sach-

15	 IPCC, Impacts, Adaptation and Vulnerability – Summary for 
Policymakers, 2021, abrufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/
ar6/wg2/ (26.11.2022), Fn. 29.
16	 IPCC, Impacts, Adaptation and Vulnerability – Summary for 
Policymakers, 2021, abrufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/
ar6/wg2/ (26.11.2022), B.5.1.
17	 Grundlegend etwa BGH NJW 1951, 711 (711); BGH NJW 
1976, 796 (797); zur Kritik siehe die Theorie der gesetzmäßigen 
Bedingung von Engisch.
18	 Röckrath, Kausalität, Wahrscheinlichkeit und Haftung, 2004, S. 12; 
Köck, in: Lübbe (Hrsg.), Kausalität und Zurechnung, 1994, S. 9 (11).
19	 Teichmann, in: Jauernig, BGB, § 823 Rn. 63.
20	 Bacher, in: Beck‘scher Online Kommentar, 45. Edition vom 
01.07.2022, ZPO, § 286 Rn. 12 f.; Prütting, in: MüKo, ZPO, 6. Aufl. 
2020, § 286 Rn. 34.
21	 BGH NJW 1970, 946 (948).

verständigen „sehr wahrscheinlich“ war. 22 Dem 
steht bei der Beweiswürdigung zwar ein weiter 
Beurteilungsspielraum zu, dieser muss sich  
jedoch an objektiven Kriterien wie allgemeinen 
Erfahrungssätzen sowie den Natur- und Denk-
gesetzen messen lassen. 23 Im RWE-Fall kann 
das Abschmelzen der Gletscher in den Anden 
beispielsweise mit einer Wahrscheinlichkeit 
von mindestens über 90% auf den Klimawan-
del zurückgeführt werden. 24  Eine solche Wahr-
scheinlichkeit kann im Rahmen des Bewertungs-
spielraums nachvollziehbar für die richterliche 
Überzeugung ausreichen. Daher kommen für die 
gerichtliche Geltendmachung von Klimaschäden 
allein solche in Betracht, die auf eben beschrie-
bene „slow onset events“ zurückzuführen sind.

Darüber hinaus kommt es auf materiell-rechtli-
cher Ebene zu „Übersetzungsschwierigkeiten“ 
von naturwissenschaftlichen Erkenntnissen in 
die rechtliche Kausalität im Sinne der Condito-
sine-qua-non-Formel. Exemplarisch dafür steht 
der RWE-Fall. Das Landgericht Essen wies die 
Klage von Lliuya im Dezember 2016 ab, da das 
Gericht keinen äquivalenten Kausalzusammen-
hang feststellen konnte. 25 Auch in der rechtswis-
senschaftlichen Diskussion um die äquivalente 
Kausalität von Klimaklagen werden regelmäßig 
ähnliche Bedenken angeführt. 26 Konkret stellte 
das Landgericht Essen in seiner Entscheidung 
fest, dass die Emissionen von RWE als große 
Treibhausemittentin angesichts der Vielzahl von 
Emittentinnen unbedeutend sei. So entfiele auch 
bei Hinwegdenken ebendieser Emissionen gera-
de nicht die Flutgefahr für das Grundstück von 
Lliuya. 27 Kritische Stimmen in der Wissenschaft 
führen ergänzend an, dass Emissionen einzelner 
Emittentinnen schon deshalb nicht kausal für 

22	 BGH NJW 2008, 2046 Rn. 18, 21 f; OLG Köln, Urteil vom 19. 
November 2014 – 5 U 145/13, Rn. 25 f; Schirmer, JZ 2021, 1099 
(1102).
23	 BGH NJW 2014, 71 (72); Prütting, in: MüKo, ZPO, 6. Aufl. 
2020, § 286 Rn. 34.
24	 IPCC, Impacts, Adaptation and Vulnerability, 2014, abruf-
bar unter: https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/2018/02/
WGIIAR5-PartB_FINAL.pdf / (26.11.2022), S. 1518 ff.
25	 LG Essen ZUR 2017, 370 (372 Rn. 40 ff.).
26	 Wagner/Arntz, in: Kahl, /Weller (Hg.), Climate Change Litigati-
on, 2021, Rn. 40; Chatzinerantzis/Appel, Haftung für den Klima-
wandel, NJW 2019, 881 (882); Spitzer/Burtscher, JETL 2017, 136 
(166 f.).
27	 LG Essen ZUR 2017, 370 (372 Rn. 42).
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Klimaschäden seien, weil der konkret eingetrete-
ne Umweltschaden keinem individuellen Schädi-
ger zugeordnet werden kann. 28 Der Klimawandel 
werde durch Emissionen einer Vielzahl von Klein  
und Großemittentinnen verursacht, die sich un-
trennbar in der Atmosphäre vermischen. 29 Ein 
„Einzelnachweis“ zwischen bestimmter Emis-
sion und konkretem Umweltschaden sei jedoch 
Voraussetzung für eine rechtliche Haftung. 30

  
Unter Berücksichtigung dieser aufgeführten  
Bedenken stellen sich zwei Kernfragen: Muss der 
eingetretene oder drohende Klimaschaden bei 
Hinwegdenken der Emissionen einer Emittentin 
völlig entfallen, um Kausalität im Sinne der Con-
ditio-sine-qua-non-Formel zu begründen? [1.] Ist 
eine individuelle Zuordnung der Klimaschäden 
zu einer konkreten Verursacherin eine Voraus-
setzung von Kausalität? [2.]

1. Muss der eingetretene oder drohende Kli-
maschaden bei Hinwegdenken der Emissionen 
einer Emittentin völlig entfallen, um Kausalität 
im Sinne der Conditio-sine-qua-non-Formel zu 
begründen?

Der Anteil eines jeden Menschen an der weltwei-
ten Emissionsbelastung ist wie erwartet extrem 
gering. Dies trifft allerdings auch auf Europas 
größte Treibhausgasemittentin RWE und damit 
auf jeden Großkonzern weltweit zu. Nach Berech-
nungen durch die Klägerseite ist RWE allein für 
0,47% der weltweiten Emissionen verantwort-
lich. 31 So stellte das Landgericht Essen richtig 
fest, dass auch ohne die Emissionen von RWE 
eine Überschwemmungsgefahr für Lliuya beste-
hen würde.

Diese Tatsache lässt jedoch nicht automatisch 
die äquivalente Kausalität im Sinne der Conditio- 
sine-qua-non-Formel entfallen. Eine Kombination 
der zwei bekannten Kausalitätsformen der kumu-
lativen und der alternativen Kausalität zeigt: auf 

28	 Chatzinerantzis/Appel, NJW 2019, 881 (882); Spitzer/Burt-
scher, JETL 2017, 136 (167).
29	 Keller/Kapoor, BB 2019, 706 (708).
30	 Keller/Kapoor, BB 2019, 706 (709).
31	 Verheyen, Klage des Saúl Ananías Luciano Lliuya gegen die 
RWE AG, 23.11.2015, abrufbar unter: https://www.germanwatch.
org/de/14198 (26.11.2022).

den vollständigen Wegfall der Beeinträchtigung 
oder des Schadens kommt es nicht immer an.

Dass die Kombination von kumulativer und  
alternativer Kausalität nicht neu ist, zeigt eine 
richtungsweise Entscheidung des BGH. Der  
berühmten „Lederspray“-Entscheidung 32 zur 
strafrechtlichen Produktverantwortlichkeit liegt 
ein Fall zugrunde, der vergleichbare Kausalitäts-
problematiken wie Klimahaftungsfälle aufweist. 
Sowohl das Zivilrecht als auch das Strafrecht 
fordern für die Begründung von Kausalität unter 
anderem das Vorliegen eines adäquaten Kausal-
zusammenhangs in einem naturwissenschaft-
lichen Sinne. 33 Dadurch können Gedanken aus 
dem Strafrecht in dieser Hinsicht auch für zivil-
rechtliche Fragestellungen genutzt werden.

In dem Fall waren die Geschäftsführer:innen ei-
nes Unternehmens angeklagt, das Lederspray 
hergestellt und vertrieben hatte. Die Firmenlei-
tung erreichten Meldungen über Gesundheits-
schäden in Verbindung mit dem Gebrauch dieses 
Ledersprays. Daraufhin kam die Geschäftsleitung 
zu einer Sitzung zusammen und beschloss ein-
stimmig, das Produkt nicht zurückzurufen. Im 
Folgenden erlitten Kund:innen Gesundheitsschä-
den, sodass sich die Frage nach der Kausalität der 
Entscheidungen der Geschäftsführer:innen ge-
gen den Rückruf des Produktes stellten.

Das Abstimmungsverhalten nur eines:r  
Geschäftsführers:in ist nicht kumulativ kausal. 
Dies würde voraussetzen, dass auch bei Hin-
wegdenken seiner:ihrer Ja-Stimme gegen den 
Rückruf, kein Beschluss gegen einen Rückruf  
ergangen wäre. Selbst wenn diese:r eine  
Geschäftsführer:in für einen Rückruf gestimmt 
hätte – sich also rechtmäßig verhalten hät-
te – wäre aufgrund der Stimmen der anderen 
Geschäftsführer:innen weiterhin kein Rück-
ruf beschlossen worden. Das Verhalten eines:r 
Geschäftsführers:in ist jedoch auch nicht alter-
nativ kausal, da seine:ihre Ja-Stimme nicht allein 
für den fehlenden Rückruf ausgereicht hätte. Da-
mit hätte sich jede:r Geschäftsführer:in auf das  

32	 BGH NJW 1990, 2560.
33	 Roxin/Greco, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band I, 5. Aufl. 2020, 
§ 11 Rn. 6 ff.; Rengier, Strafrecht Allgemeiner Teil, 14. Aufl. 2022, 
§ 13 Rn. 3 ff.
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Verhalten der anderen berufen können. Schon 
der BGH erkannte 1990: „Daß dies nicht rechtens 
sein kann, liegt auf der Hand.“ 34

 
Der BGH selbst nahm in dem Fall im Ergebnis 
eine Strafbarkeit wegen Mittäterschaft (§ 25 II 
StGB) an und umging damit die Frage der Kausa-
lität. 35 In der Literatur wurde im Anschluss an die 
Entscheidung unter dem Stichwort „Gremien- 
und Kollegialentscheidungen“ ein kombinierter 
alternativer-kumulativer Kausalzusammenhang 
anerkannt. 36 

Nicht anders gestaltet sich die Problematik bei 
Klimahaftungsfällen. Die Emissionen nur einer 
Emittentin führen nicht zum Entfallen sämt-
licher Klimabeeinträchtigungen und daraus  
resultierenden Schäden. Die Emissionen einer 
Emittentin reichen jedoch auch allein nicht für 
den Eintritt von Klimabeeinträchtigungen und 
-schäden aus. Bei der Bewertung kann aufgrund 
der vergleichbaren Problemlage zu Gremienent-
scheidungen hinsichtlich der äquivalenten Kau-
salität nichts anderes für Emittentinnen gelten. 
Passt man die Conditio-sine-qua-non-Formel 
dementsprechend an, dürften mehrere Bedin-
gungen zwar alternativ, aber kumulativ hinwegge-
dacht werden, ohne dass der Erfolg in seiner 
konkreten Gestalt entfiele. 37 Mit Blick auf Klima-
schäden bedeutet dies konkret, dass die Emissi-
onen einer einzelnen Emittentin zwar hinwegge-
dacht werden können, ohne dass die Bedrohung 
durch den Klimawandel entfiele, jedoch nicht 
die Emissionen aller Emittentinnen. Bei dieser 
(bereits anerkannten) Modifikation der Conditio- 
sine-qua-non-Formel kommt es mithin gera-
de nicht mehr allein auf den Wegfall des Erfolgs 
bei Hinwegdenken nur einer Bedingung an. 

34	 BGH NJW 1990, 2560 (2567).
35	 BGH NJW 1990, 2560 (2566).
36	 Kudlich, in: Satzger/Schluckebier/Widmaier, StGB, 5. Aufl. 
2020, Vor § 13 Rn. 48; Schaal, Strafrechtliche Verantwortlichkeit 
bei Gremienentscheidungen in Unternehmen, Diss., 2001, S. 32 
ff.; Neudecker, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Mitglie-
der von Kollegialorganen, Diss., 1995 mit weiteren Nachweisen.
37	 Haller/Risse, NJW 2021, 3500 (3502); Ipsen ua., Klimawandel 
als Haftungsrisiko, ZIP 2021, 1843 (1845).

2. Ist eine individuelle Zuordnung der Klima-
schäden zu einer konkreten Verursacherin 
eine Voraussetzung von Kausalität?

Vielfach wird der Begründung von Kausalität 
in Klimahaftungsfällen weiterhin entgegenge-
halten, dass der konkret eingetretene Schaden 
keinem:r individuellen und konkret bestimmba-
ren Schädiger:in zugeordnet werden kann. 38 Es 
sei notwendig, dass ein „Einzelnachweis zwi-
schen Emissionen und Umweltschaden“ 39 geführt 
wird, in dem Sinne, dass die konkrete Bedrohung 
durch die „schuldhaften“ 40 Emissionen des:r 
Schädigers:in verursacht wurden. Als Beleg füh-
ren kritische Stimmen das „Waldschaden-Urteil“ 
des BGH 41 aus dem Jahre 1980 an. 42 In dem Fall war 
der Kläger Betreiber eines großen Wirtschafts-
waldes. In diesem Wald war seit den 1950er Jah-
ren der Zuwachs an Holz stark zurückgegangen. 
Das Waldsterben beruhe auf dem sogenannten 
„sauren Regen“, der durch Luftverunreinigungen 
lokaler Industrieanlagen entstehe. 43 Hinsichtlich 
der Kausalität und Zurechnung von Waldschäden 
fasste der BGH zusammen, dass dem Vorliegen 
von Kausalität der Umstand, dass die Schäden 
nicht bestimmten identifizierbaren Emittentin-
nen zugerechnet werden können, entgegenstehe. 
Die Emissionsbeiträge seien ununterscheidbar 
vermischt, „sodass es praktisch unmöglich ist, den bei 
dem einzelnen Waldbesitzer eingetretenen Schaden  
einem oder mehreren bestimmten Emittenten indivi-
duell zuzurechnen.“ 44

 
Diese Argumentation schlägt auf zwei Ebenen 
fehl: Zum einen erfordert die Begründung von 
Kausalität nicht grundsätzlich das Vorliegen 
eines individuellen Zusammenhangs und zum an-
deren ist der Waldschadensfall ungeeignet, eine Aus-
sage zu der Kausalität von Klimaschäden zu treffen.

38	 LG Essen ZUR 2017, 370 (372 Rn. 44).
39	 Keller/Kapoor, BB 2019, 706 (709).
40	 Spitzer/Burtscher, JETL 2017, 136 (167), aus dem Englischen 
übersetzt durch Verfasserin.
41	 BGH NJW 1988, 478 ff.
42	 Chatzinerantzis/Appel, NJW 2019, 881 (882).
43	 Der Kläger verlangte Schadensersatz in Höhe von 1 Million 
DM von der Bundesrepublik Deutschland und dem Land Baden-
Württemberg auf Grundlage von § 14 S. 2 BImSchG. In seiner Ent-
scheidung stellt der BGH fest, dass der Anspruch aus § 14 S. 2 
BImSchG keine geeignete Anspruchsgrundlage für den Ersatz von 
Waldschäden darstellt.
44	 BGH NJW 1988, 478 (478).
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 Wird eine „Verursachungskette zwischen einer 
bestimmten Emission und einem bestimmten 
Umweltschaden“, 45 ein „Einzelnachweis“ 46 oder 
auch eine „specific causation“ 47 gefordert, so 
wird das Bild erweckt, als gäbe es eine Art nach-
vollziehbaren Weg vom Ausstoß der Emission hin 
zum Eintritt eines konkreten Schadensereignis-
ses. So ist es richtig, dass der Beweis eines sol-
chen konkreten Zusammenhangs im Sinne eines 
„Weges“ nicht gelingen wird. Das liegt allerdings 
nicht daran, dass RWE und andere Emittentin-
nen keine kausalen Verursachungsbeiträge ge-
setzt haben, sondern an der Wirkungsweise von 
Emissionen und Klimawandel. Es existiert kein  
Zusammenhang von Emission und Schaden-
sevent in der Hinsicht, dass eine bestimmte 
Emission in die Luft aufsteigt, über diese trans-
portiert wird und an einem konkreten Ort einen 
bestimmten Klimaschaden anrichtet. 48 Vielmehr 
steigt jede Emission in die Luft, verändert die 
Atmosphäre und führt dadurch zu einer Erwär-
mung des globalen Klimas. 49 

Gerade diese Wirkungsweise des Klimawandels 
lässt auch den Vergleich mit dem Waldschadens-
fall hinken. 50 Der entscheidende Unterschied 
zu Klimaschäden ist: Waldschäden sind „indi-
vidualisierbar“. Im Waldschadensfall stießen 
Emittentinnen säurehaltige Abgase aus, die sich 
in der Luft mit Wassermolekülen verbanden.  
Diese wurden in der Luft transportiert, regneten 
in Form des sauren Regens in lokaler Nähe ab 
und schädigten die Bäume. 51 Jeder saurer Regen-
tropfen wurde damit zuvor von einer konkreten 
Emittentin ausgestoßen. 52 In diesen Fällen kön-
nen Emittentinnen richtigerweise einwenden, 
dass ihr Emissionsbeitrag gar nicht ursächlich 
für den Schaden an einem konkreten Baum ge-
worden ist. 53 Deshalb ist es nur nachvollziehbar, 

45	 Keller/Kapoor, BB 2019, 706 (709); vgl. auch Chatzinerantzis/
Appel, NJW 2019, 881 (882).
46	 Keller/Kapoor, BB 2019, 706 (709).
47	 Spitzer/Burtscher, JETL 2017, 136 (167).
48	 Vgl. Schirmer, Klimahaftung und Kausalität – und es geht 
doch!, JZ 2021, 1099 (1103).
49	 Schirmer, JZ 2021, 1099 (1103).
50	 Kling, Die Klimaklage gegen RWE – Die Geltendmachung von 
Klimafolgeschäden auf dem Privatrechtsweg, KJ 2018, 213 (221); 
Schirmer, JZ 2021, 1099 (1103).
51	 Kling, KJ 2018, 213 (222) Schirmer, JZ 2021, 1099 (1103).
52	 Kling, KJ 2018, 213 (222) Schirmer, JZ 2021, 1099 (1103).
53	 Kling, KJ 2018, 213 (222) Schirmer, JZ 2021, 1099 (1103).

dass der BGH in diesem Fall eine Haftung man-
gels individueller Zuordnung abgelehnt hat.
Beim Klimawandel sind jedoch alle Emittentin-
nen aufgrund der naturwissenschaftlichen Wir-
kungsweise Verursacherinnen der Erwärmung 
des globalen Klimas. Sämtliche Emittentinnen 
führen mit jeder ausgestoßenen Emission zu ei-
ner graduellen Veränderung der Atmosphäre. 54 
Keine fällt aus diesem Verursacherinnenkreis 
heraus. Keine ist potenziell nicht ursächlich. 
Klimaschäden sind damit gerade nicht indivi-
dualisierbar und bedürfen keiner individuellen 
Zuordnung. Individualität ist somit keine grund-
sätzliche Voraussetzung von Kausalität, sondern 
vielmehr das Setzen einer notwendigen Bedin-
gung. 

IV. Fazit und Ausblick

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
die Skepsis kritischer Stimmen hinsichtlich der 
äquivalenten Kausalität unter Berücksichtigung 
naturwissenschaftlicher Grunderkenntnisse 
unbegründet ist. Ein Blick in das gängige Inst-
rumentarium des Zivilrechts zeigt: Die Begrün-
dung von Kausalität in Klimahaftungsfragen 
bedarf keiner umfangreichen Neuschöpfung  
von Rechtsinstituten. Gerade im Rahmen der 
äquivalenten Kausalität, die sich grundsätz-
lich an faktischen und tatsächlichen Ursachen- 
Wirkungs-Zusammenhängen orientiert, muss 
der naturwissenschaftliche Kenntnisstand he-
rangezogen, verstanden und auf die Conditio- 
sine-qua-non-Formel angewendet werden. Jede 
Emission ist naturwissenschaftlich eine not-
wendige Bedingung für die Erderwärmung (1. 
Kausalstufe). Im Rahmen der 2. Kausalstufe wird 
es auf die Fakten- und Beweislage im Einzelfall  
ankommen. Entscheidend ist, ob sich der Eintritt 
des konkreten Klimaschadens mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit auf naturwissenschaftlicher 
Ebene auf den Klimawandel zurückführen lässt. 
Ist das der Fall, stehen der Kausalität jedenfalls 
nicht die aufgeführten Bedenken entgegen. Dass 
damit praktisch jedes Verhalten äquivalent kau-
sal sein kann, steht dem Ergebnis dieser Arbeit 

54	 Frank, Climate Change Litigation – Klimawandel und haftungs-
rechtliche Risiken, Erwiderung auf Chatzinerantzis/Herz, NJOZ 
2010, 2296 (2298); Kling, KJ 2018, 213 (222); Schirmer, JZ 2021, 
1099 (1103) mit weiteren Nachweisen.



H
RN

 2021/2022 |
| W

er haftet
 für den

 Klimawandel



? | Lara Schmid


t |

16

nicht entgegen. Es darf nicht außer Acht gelas-
sen werden, dass die Begründung von Kausalität 
noch ein Korrekturelement enthält: Den adäqua-
ten Kausalzusammenhang. Auf dieser Ebene 
können Fragen der Gerechtigkeit und auch des 
Haftungsumfangs diskutiert werden.

Vor diesem Hintergrund ist es zumindest nicht 
gänzlich unwahrscheinlich, dass der Klage des 
peruanischen Bauern Lliuya gegen RWE statt-
gegeben wird. Das Urteil des OLG Hamm in  
diesem Verfahren steht noch aus – insofern bleibt 
es spannend.

• Lara Schmidt studiert Rechtswissenschaften an 
der Universität Hamburg.




